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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 
 

Verlängerung der Konsultationsvereinbarung zwischen Deutschland und den 
Niederlanden zur Besteuerung von Grenzpendlern 

Aufgrund der noch anhaltenden pandemischen Situation haben sich die beiden 
Staaten darauf verständigt, dass die Konsultationsvereinbarung zumindest bis 
zum 31. Dezember 2021 Bestand haben wird. 

Die am 6. April 2020 mit dem Königreich der Niederlande abgeschlossene 
Konsultationsvereinbarung zum Abkommen vom 12. April 2012 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Niederlande zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen verlängert sich am Ende eines 
jeden Kalendermonats automatisch jeweils um einen Monat, sofern sie nicht von 
der zuständigen Behörde eines der Vertragsstaaten mindestens eine Woche vor 
Beginn des jeweils folgenden Kalendermonats durch schriftliche Erklärung an die 
zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats gekündigt wird. 

Laut der aktuellen Verlautbarung des BMF wird die Konsultationsvereinbarung 
zumindest bis zum 31. Dezember 2021 Bestand haben. 

Das hierzu am 9. September 2021 u. a. an die Oberste Finanzbehörden der 
Länder versandte BMF-Schreiben, sowie die unterzeichnete schriftliche 
Absprache zwischen den zuständigen Behörden Deutschlands und den 
Niederlanden finden Sie hier. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 15. September 2021 (IV B 3 – S 1301-NDL/20/10004 :001) 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Niederlande/2021-09-15-DBA-Niederlande-fuenfte-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. September 2021 

 
 
 
Der Träger einer Privatschule fördert mit dem Schulbetrieb nicht 
die Allgemeinheit, wenn die Höhe der Schulgebühren auch unter 
Berücksichtigung eines Stipendienangebots zur Folge hat, dass die 
Schülerschaft sich nicht mehr als Ausschnitt der Allgemeinheit 
darstellt. 
Zum Beschluss 
 
 
 

 

 

 

 

 

Werden Zinseinnahmen zunächst nach dem regulären 
Einkommensteuertarif besteuert, löst eine spätere Anwendung des 
gesonderten Tarifs gemäß § 32d Abs. 1 EStG eine Herabsetzung 
der als Zuschlag zur tariflichen Einkommensteuer festgesetzten 
Kirchensteuer aus. Die hiermit verbundene Minderung des 
Sonderausgabenabzugs für gezahlte Kirchensteuer nach § 10 Abs. 
1 Nr. 4 Halbsatz 1 EStG ist in dem Veranlagungszeitraum zu 
berücksichtigen, in dem die insoweit geänderte Einkommen- und 
Kirchensteuerfestsetzung wirksam wird. 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Zuwendung mit der Zweckbindung, ein bestimmtes, einzelnes 
Tier in konkreter Art und Weise zu unterstützen, kann als 
Sonderausgabe abzugsfähig sein, da das Letztentscheidungsrecht 
darüber, ob und wie der begünstigte Empfänger seine 
steuerbegünstigten Zwecke fördert, bei diesem verbleibt; er muss 
die Zuwendung nicht annehmen. 
Bei zweckgebundenen Spenden ist die Unentgeltlichkeit zwar 
besonders sorgfältig zu prüfen. Diese fehlt aber nicht schon dann, 
wenn der Spender sich nur gewisse immaterielle Vorteile (wie z.B. 
eine Ansehensmehrung) erhofft. Allein der Umstand, dass in einer 

Beschluss V R 31/19: 
Gemeinnützigkeit des 
Trägers einer 
Privatschule 
 
 
 
 
 
 
 
26. Mai 2021 
 

Urteil X R 23/19: 
Sonderausgabenabzu
g für Kirchensteuer 
bei nachträglicher 
Besteuerung von 
Kapitaleinkünften zum 
Abgeltungsteuertarif 
 
 
 
16. März 2021 
 

 

 
Urteil X R 37/19: 
Spendenabzug bei 
Zuwendung mit 
konkreter 
Zweckbindung und 
unzutreffender Angabe 
in der Zuwendungs-
bestätigung 
 
 
16. März 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110180/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110180/


4 

Zuwendungsbestätigung für eine Geldzuwendung irrig angegeben 
wird, es handele sich um eine Sachzuwendung, steht dem Abzug 
der Zuwendung nicht entgegen. 
Zum Urteil 
 
 

Weitere Veröffentlichung vom Tage:  
 

Beschluss X B 140/20: Steuerpflichtige Rente der Basisversorgung auch 
bei versehentlicher Rentenzahlung vor Beginn der maßgebenden 
Altersgrenze 
7. Juni 2021 
Zum Beschluss 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Entlastung von Kapitalertragsteuer trotz Zwischenschaltung einer GbR 
Eine unmittelbare Beteiligung i.S. des § 43b Abs. 2 Satz 1 EStG liegt auch dann 
vor, wenn diese Beteiligung unter Zwischenschaltung einer 
vermögensverwaltenden, nicht gewerblich geprägten GbR gehalten wird. 
Maßgebend ist die steuerrechtliche Bruchteilsbetrachtung des § 39 Abs. 2 Nr. 2 
AO. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob Dividenden auch dann gemäß § 43b des 
Einkommensteuergesetzes in der für das Jahr 2014 geltenden Fassung (EStG) 
von Kapitalertragsteuer zu entlasten sind, wenn die Beteiligung an der 
ausschüttenden Kapitalgesellschaft über eine rein vermögensverwaltende GbR 
gehalten wird. 
Die Klägerin ist eine nach dem Recht der Niederlande gegründete 
Genossenschaft mit Sitz den Niederlanden. Sie ist seit 2013 zu mindestens 10 % 
an einer vermögensverwaltenden GbR beteiligt, der X-GbR. Weiterer 
Gesellschafter der X-GbR ist eine vermögensverwaltende Personengesellschaft, 
an der fast ausschließlich natürliche Personen beteiligt sind. Die X-GbR hält 
ihrerseits 100 % der Anteile an der inländischen Y-AG. Die Zwischenschaltung 
der X-GbR war aus regulatorischen Gründen erforderlich. 
Die Y-AG nahm im Jahr 2014 eine Gewinnausschüttung vor. Die Y-AG behielt 
Kapitalertragsteuer i. H. von 25 % zuzüglich Solidaritätszuschlag i. H. von 5,5 % 
ein und führte sie an das zuständige Finanzamt ab. 
Die Klägerin stellte daraufhin beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) einen 
Antrag auf vollständige Freistellung und Erstattung gem. § 50d Abs. 1 i. V. mit § 
43b EStG, hilfsweise einen Antrag auf Freistellung und Erstattung gem. § 50d 
Abs. 1 EStG i. V. mit Art. 13 Abs. 4 des DBA-Niederlande 1959, der eine 
Beschränkung der Kapitalertragsteuer auf 10 % vorsehe. 
In seinem Bescheid setzte das BZSt die Freistellung/Erstattung auf lediglich 10 % 
der Ausschüttung zuzüglich des gesamten Solidaritätszuschlags fest. Grundlage 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110181/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110181/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150139/
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sei die in Art. 13 Abs. 1 bis 3 DBA-Niederlande 1959 vorgesehene Beschränkung 
der Kapitalertragsteuer. 
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Sowohl die Rechtsform der Klägerin als auch die Rechtsform der Y-AG sind in 
Anlage 2 zum EStG (Nr. 1 Buchst. f „Aktiengesellschaft“ und Buchst. t 
„Coöperatie“) aufgeführt. Darüber hinaus sind die Ausschüttungen der Y-AG 
Dividenden i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG, die der Klägerin aus einem anderen 
Anlass als der Liquidation oder Umwandlung der Y-AG zugeflossen sind. Auch 
die Mindestbeteiligungsquote wird von der Klägerin grundsätzlich erfüllt, da sie 
nach den bindenden Feststellungen des Finanzgerichts (§ 118 Abs. 2 FGO) über 
die X-GbR zu mindestens 10 % an der Y-AG beteiligt war. Zum Zeitpunkt des 
Antrags der Klägerin bestand diese Beteiligung ununterbrochen seit 12 Monaten. 
Darüber hinaus hat das Finanzgericht zu Recht entschieden, dass die Klägerin an 
der Y-AG „unmittelbar“ i.S. des § 43b Abs. 2 Satz 1 EStG beteiligt war. Die 
Zwischenschaltung der X-GbR war hierfür unschädlich. 
Auf Grundlage der bindenden Feststellungen des Finanzgerichts (§ 118 Abs. 2 
FGO) ist davon auszugehen, dass es sich bei der X-GbR um eine 
vermögensverwaltende, nicht gewerblich geprägte GbR handelt. Wird die 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft über eine vermögensverwaltende, nicht 
gewerblich geprägte GbR gehalten, ist sie wegen § 39 Abs. 2 Nr. 2 
Abgabenordnung (AO) als „unmittelbar“ i.S. des § 43b Abs. 2 Satz 1 EStG 
anzusehen. 
Nach der Bruchteilsbetrachtung des § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO sind Wirtschaftsgüter, 
die mehreren Personen zur gesamten Hand zustehen, den Beteiligten anteilig 
zuzurechnen, soweit eine getrennte Zurechnung für die Besteuerung erforderlich 
ist. Die Notwendigkeit einer solchen Zurechnung muss sich aus den 
Einzelsteuergesetzen ergeben (BFH, Urteil vom 4. Oktober 1990, X R 148/88). 
Sie liegt grundsätzlich vor, wenn der von der Gesellschaft verwirklichte 
Tatbestand steuerrechtlich nicht von Bedeutung und deshalb beim Gesellschafter 
selbst zu berücksichtigen ist (BFH, Urteil vom 3. Februar 2010, IV R 26/07). Die 
Besteuerung darf also nicht die Gesamthand, sondern muss die Gesamthänder 
erfassen (BFH, Urteil vom 7. Dezember 1988, II R 150/85). 
Diese Voraussetzungen sind für Zwecke der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
bei rein vermögensverwaltenden, nicht gewerblich geprägten 
Personengesellschaften erfüllt (vgl. BFH-Urteile vom 06. Oktober 2004, IX R 
68/01; vom 02. April 2008, IX R 18/06; BFH-Beschluss vom 21. Juli 2016, IV R 
26/14). 
 
 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 18. Mai 2021 (I R 77/17), veröffentlicht am 09. September 
2021. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110172/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Update: Anforderungen zur Leistungsbeschreibung und zum 
Leistungszeitpunkt für eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung 
 
Die Bezeichnung der erbrachten Leistungen als „Trockenbauarbeiten“ kann den 
Anforderungen an die Leistungsbeschreibung genügen, wenn sie sich auf ein 
konkret bezeichnetes Bauvorhaben an einem bestimmten Ort bezieht. 
Die Angabe des Leistungszeitpunkts kann sich aus dem Ausstellungsdatum der 
Rechnung ergeben, wenn nach den Verhältnissen des Einzelfalls davon 
auszugehen ist, dass die Werklieferung oder Werkleistung in dem Monat der 
Rechnungsausstellung erbracht („bewirkt“) wurde (Fortführung der 
Senatsrechtsprechung im Urteil vom 1.3.2018, V R 18/17, BFHE 261,187, HFR 
2018, 987). 
Update (14. September 2021) 
Im Anschluss an die BFH-Rechtsprechung zum Vorsteuerabzug (Angabe des 
Leistungszeitpunkts bzw. -zeitraums in der Rechnung) in den Urteilen vom 1. 
März 2018, V R 18/17 und vom 15. Oktober 2019, V R 29/19 (V R 44/16) hat das 
BMF mit Datum vom 9. September ein Schreiben veröffentlicht. Unter 
Berücksichtigung der beiden Urteile werden Abschn. 14.5 Abs. 15, Abschn. 15.2a 
Abs. 1a, Abs. 2 Satz 10 Nr. 1, Abs. 5 sowie Abschn. 15.11 Abs. 3 UStAE 
geändert. 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 
Reisen und Veranstaltungen 
23.09., Webinar 
 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/azu-toms
https://www.pwc-events.com/azu-toms
https://www.pwc-events.com/azu-toms
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/09/14/anforderungen-zur-leistungsbeschreibung-und-zum-leistungszeitpunkt-fuer-eine-zum-vorsteuerabzug-berechtigende-rechnung/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-09-09-vorsteuerabzug-angabe-des-leistungszeitpunkts-beziehungsweise-zeitraums-in-der-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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E-MAIL SENDEN 

 

 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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